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Ihr gutes Recht

Dr. Stephan Renners
Fachanwalt für Arbeitsrecht,
Mediator

Zum Recht auf Urlaub: „Je oller, je doller?“
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Immer wieder kommt es
zwischen den Vertrags-
parteien wegen des Er-
holungsurlaubes zum
Streit im Arbeitsverhält-
nis.

In diesem Zusammen-
hang verdient eine ak-
tuelle Entscheidung
des Bundesarbeitsge-
richts (BAG, Urteil vom
21.10.2014, Az. 9 AZR
956/12) Beachtung.

Der Entscheidung liegt
ein Sachverhalt zu
Grunde, der die Schuh-
fabrik „Birkenstock“
betrifft. Das Unterneh-
men gewährt solchen
Mitarbeitern, die das
58. Lebensjahr vollen-
det haben, jährlich 36
Arbeitstage Erholungs-
urlaub und damit im
Ergebnis 2 Urlaubstage
mehr als jüngeren Ar-
beitnehmern. Eine 1960
geborene Mitarbeiterin
des Unternehmens warf
dem Arbeitgeber vor,
die Urlaubsregelung sei
altersdiskriminierend.
Auch ihr seien deshalb
36 Urlaubstage zu ge-
währen.

Sowohl das erstinstanz-
lich angerufene Ar-
beitsgericht als auch im
Nachgang das Landes-
arbeitsgericht Rhein-
land-Pfalz verneinten
den geltend gemachten
Anspruch. Auch die Re-
vision der Mitarbeite-
rin vor dem BAG blieb
ohne Erfolg.

Das BAG hat ausgeführt,
dass Unternehmen äl-
teren Arbeitnehmern
mehr Urlaub gewähren
dürfen als jüngeren Ar-

beitnehmern. Darin ist
keine Diskriminierung
jüngerer Beschäftigter
zu erblicken. Dies des-
halb, weil das Allge-
meine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) die
Festlegung besonderer
Arbeitsbedingungen zu
Gunsten älterer Mitar-
beiter erlaube. Das Ge-
richt stützt sich bei der
Begründung darauf,
dass „angemessene und
erforderliche“ Maßnah-
men durch den Arbeit-
geber erlaubt seien,
„um die berufliche Ein-
gliederung von Jugend-
lichen, älteren Beschäf-
tigten und Personen mit
Fürsorgepflichten zu
fördern“. Dabei kom-
me dem Arbeitgeber
ein Gestaltungs- und
Ermessensspielraum
zu. So hatte vorliegend
das Unternehmen argu-
mentiert, die Fertigung
von Schuhen sei eine
schwere und ermüden-
de Arbeit. Ältere Ar-
beitnehmer benötigten
deshalb längere Erho-
lungszeiten.

Bereits in der Vergan-
genheit hat das BAG
(Az. 9 AZR 529/10) Leitli-
nien zu dem Spannungs-
verhältnis zwischen der
Urlaubsdauer und dem
Lebensalter der Mit-
arbeiter herausgear-
beitet. So verwarf das
Gericht eine Staffelung
in dem Tarifvertrag für
den öffentlichen Dienst,
nach welchem Beschäf-
tigte nach der Vollen-
dung des 40. Lebensjah-
res Anspruch auf 30 Ur-
laubstage haben, bis 40
Jahre 29 Tage und bis 30
Jahre lediglich 26 Tage.

Das BAG hat darauf hin-
gewiesen, dass darin
eine nicht gerechtfer-
tigte Diskriminierung
wegen des Alters zu er-
blicken sei. Als Reaktion

haben Tarifvertragspar-
teien unterschiedlich-
ster Branchen zwischen-
zeitlich entsprechende
Regelungen modifiziert
oder aber entfallen las-
sen. Weiter hat das BAG
klargestellt, dass grund-
sätzlich einer Staffelung
der Länge des Erho-
lungsurlaubes bemes-
sen an der Dauer der
Betriebszugehörigkeit
keine altersdiskriminie-
rende Wirkung zukom-
me.

Mit Spannung kann er-
wartet werden, welche
weiteren Leitlinien das
BAG zu diesem The-
menbereich entwickeln
wird.

Auch anderweitig un-
terliegt das Urlaubs-
recht einem Wandel.
Während noch in der
Vergangenheit das BAG
die Ansicht vertrat, dass

der Urlaubsanspruch als
so genannter höchst-
persönlicher Anspruch
des Arbeitnehmers mit
dessen Tod untergehe
und nicht vererblich
sei, wurde diese Recht-
sprechung durch eine
aktuelle Entscheidung
des EuGH (Urteil vom
12.06.2014, C-118/13)
als europarechtswidrig
qualifiziert. So hat der
EuGH geurteilt, dass der
finanzielle Ausgleich
für nicht genommenen
Urlaub auf die Erben
übergeht, sofern das
Arbeitsverhältnis erst
mit dem Tod des Ar-
beitnehmers endet. Im
Ergebnis kann der Erbe,
so das Gericht, dann die
Urlaubsabgeltung von
dem Arbeitgeber ver-
langen.

Viele Fragen rund um
den Urlaub im Arbeits-
verhältnis beantwortet
bereits das Bundesur-
laubsgesetz (BUrlG). Da-
nach gilt, dass Arbeit-
nehmer mindestens An-
spruch auf 24 Werktage
Erholungsurlaub haben,
sofern sie regelmäßig
6 Tage in der Woche
arbeiten. Für den Fall,
dass - was regelmäßig
üblich sein dürfte - 5
Tage in der Woche ge-
arbeitet wird, beträgt
der Mindestanspruch 20
Werktage.

Der volle Urlaubsan-
spruch wird erstmalig
nach sechsmonatigem
Bestehen des Arbeits-
verhältnisses erworben.

Sofern ein Arbeitneh-
mer zur Arbeitsunfähig-
keit führend während
des Erholungsurlaubes
erkrankt, wird diese
Zeit auf den Jahresur-
laub nicht angerechnet.

In der Praxis entsteht
immer wieder Streit
hinsichtlich der Frage,
ob bereits genehmigter
Urlaub durch den Ar-
beitgeber „gestrichen“
werden darf. Es gilt,
dass die Entscheidung
über die Bewilligung
von Urlaub durch den
Arbeitgeber erfolgt.
Hat der Arbeitgeber
den beantragten Urlaub
bewilligt, so ist die ge-
troffene Vereinbarung
als verbindlich zu qua-
lifizieren. Die Urlaubs-
bewilligung darf durch
den Arbeitgeber grund-
sätzlich nicht zurückge-
nommen werden.

Auch in der Zukunft
dürfen spannende Ent-
scheidungen des BAG
zu dem Thema „Urlaub
im Arbeitsverhältnis“
erwartet werden.


